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Sehr geehrte Frau Bundesministerin, 
 
gemeinsam mit der flüchtlingspolitischen Sprecherin, Luise Amtsberg MdB, und dem migrati-
onspolitischen Sprecher meiner Fraktion, Volker Beck MdB, wende ich mich mit nachfolgender 
Angelegenheit an Sie. 
 
Seit Inkrafttreten des Integrationsgesetzes im August 2016 ist einem Ausländer oder einer Aus-
länderin durch den neuen § 60 Abs. 2 S. 4 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) eine Duldung aus drin-
genden persönlichen Gründen zu gewähren, wenn sie eine qualifizierte Berufsausbildung in ei-
nem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland auf-
nehmen oder aufgenommen haben, es sei denn es stehen konkrete Maßnahmen zur Aufent-
haltsbeendigung vor.  
 
Gemeinsam mit dem damaligen Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel haben auch Sie sich 
für diese so genannte Ausbildungsduldung eingesetzt, um geflüchteten jungen Menschen eine 
berufliche Perspektive durch Qualifizierung in Deutschland zu ermöglichen. 
 
Wie Sie wissen, hat der bayerische Staatsminister des Innern, Joachim Herrmann, die Auslän-
derbehörden in Bayern mit Schreiben vom 1.9.2016 angewiesen, Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerbern sowie Geduldeten die Beschäftigung nur unter sehr engen Voraussetzungen zu er-
lauben. So wird beispielsweise der Anerkennungsquote des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge eine unverhältnismäßig große Bedeutung bei der Ermessensentscheidung über An-
träge auf Erteilen einer Beschäftigungserlaubnis eingeräumt. Insbesondere afghanische Asylbe-
werberinnen und Asylbewerber werden dadurch faktisch von der Aufnahme einer qualifizierten 
Berufsausbildung ausgeschlossen.  
 
Vermehrt wurden wir in den vergangenen Wochen zudem von verschiedenen Seiten darauf hin-
gewiesen, dass bayerische Ausländerbehörden das Erteilen einer Beschäftigungserlaubnis an 
eine Verzichtserklärung knüpfen, in der ausbildungsinteressierte Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber schriftlich bestätigen müssen, dass sie im Falle eines negativen Ausgangs ihres Asyl-
verfahrens auf die Anspruchsduldung nach § 60 Abs. 2 S. 4 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) ver-
zichten. In anderen Fällen wird die Ausbildungsgenehmigung mit der Klausel versehen, dass 
sie bis zum ersten Tag vor Ausbildungsbeginn widerrufen werden kann. 
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In der Praxis führt diese restriktive Handhabung des Asylrechts nicht nur zu erheblicher Verun-
sicherung innerhalb der afghanischen Gemeinschaft und von Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern aus Ländern mit sogenannter schlechter Bleibeperspektive, sondern auch zur pau-
schalen Desintegration einer nicht unerheblichen Anzahl von Geflüchteten in den Arbeitsmarkt 
und verhindert, dass junge Menschen eine Berufsausausbildung beginnen können. Dies ist un-
seres Erachtens nach nicht nur integrationspolitisch nicht zu rechtfertigen, sondern widerspricht 
auch dem vom Bundesgesetzgeber intendierten Ziel einer schnellen Arbeitsmarktintegration.  
 
In diesem Zusammenhang möchten wir darauf aufmerksam machen, dass das Nichterteilen 
bzw. der Entzug der Beschäftigungserlaubnis Asylbewerberinnen und Asylbewerber, die für ih-
ren Lebensunterhalt selbst aufkommen, zwingt, wieder Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz in Anspruch zu nehmen. Dies führt zu hohen wie unnötigen Kosten für die Kommu-
nen. Insbesondere aus arbeitsmarktpolitischer Sicht ist es zudem nicht sinnvoll, Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerbern die Aufnahme einer Berufsausbildung oder Beschäftigung zu ver-
wehren, da dies auch langfristig zu vermeidbaren Folgekosten führt, die im Falle eines positiven 
Ausgangs des Asylverfahrens durch eine mögliche Inanspruchnahme von Leistungen der 
Grundsicherung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch entstehen können. 
 
Ein weiteres Problem stellt aus unserer Sicht dar, dass in schulischen Ausbildungsgängen wie 
der Erzieher-, Kranken- oder Altenpflegeausbildung offenbar immer wieder Unklarheit über den 
rechtlichen Anspruch auf eine Ausbildungsduldung besteht. Wir möchten in diesem Zusammen-
hang darauf hinweisen, dass es ist nicht im Sinne des Gesetzgebers ist, wenn Frauen systema-
tisch benachteiligt werden, nur weil sie überproportional häufig in diesen Ausbildungsberufen 
vertreten sind.  
 
Wir bitten Sie deshalb dringend, zum genannten Sachverhalt aus arbeitsmarktpolitischer Per-
spektive Stellung zu nehmen und ferner dazu beizutragen, im Rahmen der Ihnen zur Verfügung 
stehenden politischen und rechtlichen Möglichkeiten eine Änderung der derzeitigen bayerischen 
Praxis im Sinne der ausbildungsinteressierten Jugendlichen und der bayerischen Wirtschaft zu 
erwirken. 
 
Ihrer Antwort sehen wir erwartungsvoll entgegen. 
 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Beate Walter-Rosenheimer MdB Luise Amtsberg MdB  Volker Beck MdB  
       

                                                                      


